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Es gilt das gesprochene Wort.

Meine sehr geehrten Damen und Herren,

liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ich bin erst seit einigen Tagen im Amt der Justizministerin des Landes Baden-Württemberg. Lassen Sie mich erklären, in welcher Tradition und mit welchen Erfahrungen ich heute vor Ihnen stehe, und welche Konsequenzen ich daraus ziehe. 

In den schwierigen Zeiten der Weimarer Republik war es Theodor Heuss, der eindringlich daran erinnerte, dass ein demokratischer Staat liberal sein müsse. Anderenfalls würden Initiative, Selbstvertrauen und  Selbstverantwortung gelähmt. 1929 hoffte Heuss, „dass es irgendwann einmal so weit kommen würde, dass nicht bloß das gesicherte und versicherte, sondern das wagende Leben, die eigene Verantwortung, den Charakter einer Generation bestimmen“ werde.

Seine Hoffnung wurde zunächst gründlich enttäuscht. Hitlerdiktatur und zweiter Weltkrieg zerstörten unser Land und unseren Staat. So waren die Überlebenden auf sich alleine gestellt. Sie mussten für sich und ihre Familien selbst sorgen, mussten erhebliche Wagnisse eingehen und übernahmen damit eine großartige Verantwortung für eine ganze Generation.

Dieser Mut wurde belohnt: Deutschland blühte auf. Die Nachkriegsgeneration, unsere Mütter und Väter, erarbeiteten mutig und voller Disziplin das deutsche Wirtschaftswunder. Die politische Ordnung wurde mit unserem Grundgesetz liberal, rechtsstaatlich und demokratisch gestaltet.

Meine Damen und Herren, wie geht es  Deutschland heute? 

Unsere Verfassung steht nach wie vor auf den Pfeilern der Selbstverantwortung in Freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Demokratie. Wir leben eingebettet in die Europäische Union und sind Teil einer modernen, christlich geprägten westlichen Welt.

Uns geht es gut. Es kann aber angesichts miserabler Sozial- und Wirtschaftsprognosen nur schlechter werden.

So empfindet es laut Allensbach auch die Mehrheit der Deutschen. Es ist genau diese Angst vor Verschlechterung, die unser Land blockiert und unsere Gesellschaft lähmt.

Wir Politikerinnen und Politiker stehen daher in der Pflicht, mit dieser Befindlichkeit fertig zu werden. Wir müssen das oft auch unangenehme Geschäft der Veränderung vorantreiben. Und zwar kraftvoll und ernsthaft. Das sind wir den Menschen schuldig. Nur so können wir sie motivieren, Veränderungen mitzutragen! 

Unser Programm, niedergeschrieben in den „Wiesbadener Grundsätzen“, enthält bereits seit 1997 alle dafür notwendigen Maßnahmen. Dies zeigt sich auch dadurch, dass jetzt allmählich alle anderen Parteien nach und nach unsere Vorschläge übernehmen. 

Darüber können wir uns eigentlich im Interesse der Sache nur freuen. Aber – darauf hat Walter Döring zu Recht hingewiesen – wir müssen höllisch aufpassen, dass wir Liberale als eigentlicher Reformmotor nicht in Vergessenheit geraten!

Deshalb müssen wir immer wieder deutlich machen, dass sich bei uns in der FDP/DVP Menschen versammeln, die von besonders klarem und starkem Reformwillen geprägt sind. Menschen, die wollen, dass wir die Strukturen besser heute als morgen verändern. 

Genau diese Menschen  kämpfen bei uns Tag für Tag in Gemeinderäten, Kreis- und Landtagen sowie im Bundestag für liberale Reformen. 

Das ist mühsam. Das ist kräftezehrend. Das habe ich als Stadträtin oft erlebt. Doch es lohnt sich! Unsere Gemeinderäte und Abgeordneten haben daher nicht nur unsere Anerkennung, sondern unsere volle Unterstützung verdient!

Das gilt auch für unseren starken Landesverband! Und das gilt ganz besonders für Walter Döring und die Landtagsfraktion mit Ernst Pfister an der Spitze. Sie übernehmen hier in Baden-Württemberg mit ihren Initiativen vielfach Pilotfunktion. Sie sind damit die treibende Hefe im Teig eines CDU-dominierten Landes.

Auch mein Amtsvorgänger, Ulrich Goll, hat wesentlich dazu beigetragen: In seiner Amtszeit hat er das hohe Niveau der baden-württembergischen Justiz nicht nur erhalten, sondern bürgernah und modern ausgestaltet. 

Lieber Uli Goll, die baden-württembergische Justiz und alle Liberalen sagen Dir hier und heute herzlich Dank für Deine erfolgreiche Arbeit!

Wenn wir diese Politik erfolgreich fortführen wollen, dann müssen wir uns auf das konzentrieren, was die Menschen wirklich bewegt. Ich habe in den nachdenklichen Tagen um Weihnachten und den Jahreswechsel herum vielen Menschen zugehört. Dabei habe ich wieder vor allem eines ganz deutlich gespürt: 

tief sitzende Unsicherheit.

Junge Menschen fürchten trotz guter Ausbildung die Arbeitslosigkeit. Ältere Menschen sorgen sich um ihre Sicherheit in den Städten. Auch Kriegsangst treibt die Menschen um.

Und: in uns allen steckt noch die Erinnerung an die Terroranschläge des 11. September 2001. Nach dem Grauen und Entsetzen machte sich auch bei uns eine tiefer liegende Angst breit. Schließlich sind wir Teil der angegriffenen westlichen Welt. Und viel mehr: Die Terroristen kamen auch aus Deutschland!

Meine Damen und Herren, als Justizministerin nehme ich diese Angst vor Terrorismus bitter ernst. Wir müssen dem Terror bereits in seinen alltäglichen Anfängen entschlossen entgegen treten. Unser Land – das sage ich auch in Richtung Berlin – braucht aber auch eine ernsthafte Debatte darüber, wie wir dies in der Tradition eines liberalen Rechtsstaats und nicht in der Rolle eines überwachenden Sicherheitsstaates tun.

Früher gab es Raubritter und Wegelagerer. Der Staat erhielt das Gewaltmonopol und erließ Strafgesetze. Für Mord und Totschlag gab es lebenslange Haft oder gar die Todesstrafe. Das schreckte ab. Was aber schreckt Selbstmordattentäter ab? Etwa lebenslange Haft? Oder etwa die Todesstrafe? Unsere Gesetze schrecken diese Leute nicht ab.

Der Terror zielt auf westliche Errungenschaften, damit aber vor allem auf unseren liberalen Rechtsstaat. Dieser Rechtsstaat, der bislang immer Mittel und Wege fand, eine Balance zwischen der gewünschten Sicherheit und der für die Menschen notwendigen Freiheit herzustellen.

Die Politik reagierte nach den Anschlägen sofort: Anti-Terror- und Sicherheitspakete wurden geschnürt, die Kompetenzen der Sicherheitsbehörden kräftig erweitert. Doch das war noch nicht alles. Der Ruf nach Sicherheit und nach dem starken Staat schallt weiter, das Schnüren weiterer Pakete hält an. So will etwa die Union die Anti-Terror-Gesetze noch weiter verschärfen. Als Stichworte seien hier nur die Ausweisung auf Verdacht und die Einrichtung neuer Datensammlungen bei den Verfassungsschutzbehörden genannt.

Ist uns klar, wohin dieser Weg führt? Wir wollen alle keinen Polizei- und Überwachungsstaat – wie einstmals die DDR. Wir wollen weiterhin einen liberalen Rechtsstaat – auch und gerade in Zeiten des Terrorismus. 

Deshalb werden Liberale immer danach fragen: Wo ist die Grenze zwischen zulässigem Freiheitseingriff und unzulässiger Überwachung? Deshalb werden Liberale immer fordern, dass der tatsächliche Erfolg der bisherigen Maßnahmen kritisch überprüft wird.

Wir alle müssen aufpassen, dass wir nicht auf tragische Weise zu Helfershelfern der Terroristen werden, wenn wir nach immer mehr innerer Sicherheit rufen. 

Davor warnt auch Bundesverfassungsrichter Hoffmann-Riem. Er meinte, dass der Anschlag vom 11. September dann eine gigantische Wirkung gehabt hätte. Nach dem Zusammenbruch unserer Aktien- und Finanzmärkte werde die Welt wieder in Gut und Böse eingeteilt. Es werde wieder auf militärische Macht gesetzt. Und dann folge die freiwillige Aufgabe des Prinzips der Freiheit folgen. 

Wir sollten nicht vergessen, dass es die Freiheit war, die westliche Demokratien bisher so stark, erfolgreich und anziehend gemacht hat!

Mir ist bewusst, dass die Balance zwischen Freiheit und Sicherheit ein schwieriger und hochkomplizierter Drahtseilakt ist. Immer wieder stelle ich mir die Frage, wie wir den alltäglichen Anfängen des Terrorismus – mit Kontobewegungen, Telefonaten und der Bildung von Vereinigungen – wirksam und entschieden entgegen treten können. Und zwar ohne dass wir dabei ein Klima des Misstrauens und der Generalverdächtigung schaffen – wie zur Zeit beispielsweise gegenüber Muslimen oder arabisch aussehenden Menschen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde, es ist ureigenste Aufgabe der Liberalen, sich dieser Frage mit Vernunft und Augenmaß zu stellen. 

Das kann ganz pragmatisch geschehen: Bevor wir die gerade in Kraft getretenen Anti-Terror-Pakete gleich wieder verschärfen, müssen wir die alten zunächst einmal gründlich analysieren. Es muss sorgfältig geprüft werden, was die zusätzlichen Befugnisse tatsächlich an Sicherheit gebracht haben.

Bei dieser Gesetzesfolgenabschätzung geht es nicht um Ideologien. Sicherheit und Freiheit dürfen hier nicht gegeneinander ausgespielt werden. Es ist rechtsstaatliche Selbstverständlichkeit, dass ein Innenminister von Amts wegen das Prinzip Sicherheit vertritt. Genauso selbstverständlich hat eine Justizministerin auf die korrekte Anwendung der Gesetze und damit auch auf die Freiheit des Einzelnen zu achten. Gesetzgebung aber gestalten die Abgeordneten in den Parlamenten.

Als liberale Ministerin zähle ich also auf unsere liberalen Abgeordneten und alle anderen liberalen Funktionsträger. 

Ich rege deshalb an, dass wir das Thema „Freiheit und Sicherheit“ auch in der Partei gründlich erörtern. Die FDP sollte auf Bundesebene eine Kommission einsetzen. Sie soll klären, ob und wie die Balance zwischen Freiheit und Sicherheit angesichts der Unsicherheitsgefühle der Menschen neu justiert werden muss.

Meine Damen und Herren, unsere freiheitlich-demokratiche Grundordnung hat schon viele Stürme erfolgreich überstanden. Ich erinnere nur an die unmittelbare Bedrohung durch den Kalten Krieg,  die Berlin-Krisen, die Unterwanderung durch östliche Geheimdienste und die erschütternden Attentate der RAF-Terroristen.

Das zeigt uns: Unsere rechtsstaatliche Demokratie ist wetterfest. Ich bin optimistisch: Auch die kommenden Stürme werden wir gemeinsam überstehen, wenn mit sicherem inneren Kompass klaren freiheitlichen Kurs halten. Wir haben bereits einen starken Staat!

Das Vertrauen in unsere Demokratie darf aber  nicht weiter durch zu viel Parteiengezänk und durch zu viele nachbesserungsbedürftige Gesetze leichtsinnig verspielt werden. Gesetzgebung muss für die Bürgerinnen und Bürgern immer transparent und nachvollziehbar sein. Das bedeutet auch, dass wir Gesetze machen, die zu den Menschen passen – nicht umgekehrt!

Rot-Grün hat diesen Anspruch entweder noch nie gehabt oder schon lange aufgegeben. Wir Liberale fordern, dass Gesetze einfach, klar und für alle Bürgerinnen und Bürger verständlich sind. Die Steuergesetze verstehen nicht einmal mehr Fachleute. Wie sollten sich dann die Menschen daran halten können?

Das gesetzgeberische Versagen von Rot-Grün wird besonders deutlich an den komplizierten Regelungen des 325-Euro-Gesetzes. Sie führten in erster Linie zu einem gigantischen Anstieg der Schwarzarbeit oder direkt zu Entlassungen. Kein Gastwirt, kein Handwerker, keine Stadtverwaltung und keine Familie, die eine Aushilfskraft suchte, kam mit diesem Gesetz zurecht.

Ich war bis vor wenigen Tagen aktive Mittelständlerin und habe unzählige Male beobachten können, wie wenig sich dieses Gesetz an den Menschen und ihren tatsächlichen Bedürfnissen orientierte. Für diese Erkenntnis brauchte Rot-Grün eine Hartz – Kommission. Jetzt werden die ersten eigenen Gesetze schon wieder rückabgewickelt. Ein trauriges Kapitel rot-grüner Gesetzgebungslehre!

Ein weiteres Beispiel dafür, dass Rot-Grün unser Land weiter mit Gesetzen lähmt, ist das so genannte „Anti-Diskriminierungsgesetz“. Mit diesem Gesetzesvorhaben soll die  Vertragsfreiheit eingeschränkt werden. So soll etwa  ein Vermieter in Zukunft nicht mehr selbst entscheiden können, wen er als Mieter will und wen nicht. Fühlt sich ein Mieter nämlich durch die Entscheidung des Vermieters diskriminiert, will Rot-Grün ihm die Möglichkeit geben, sich in die Wohnung einzuklagen. 

Damit, meine Damen und Herren, wird die seit Jahrhunderten bewährte Vertragsfreiheit, die Grundlage unserer freien Marktwirtschaft war und ist, praktisch außer Kraft gesetzt. Die FDP wird vehement dafür kämpfen, dass dieses Vorhaben nie Gesetz wird!

Gute Gesetzgebung bedeutet aber auch, dass Notwendiges schnell geregelt werden muss. Zum Beispiel das Zuwanderungsgesetz. Die ablehnende Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes ist ein herber Rückschlag auf dem Weg zu einem modernen Zuwanderungs- und Integrationsrecht in Deutschland.

An den Gründen und Zielen dieser Reform halte auch ich weiter fest:

· Wir sind ein Einwanderungsland, zumindest ein faktisches.

· Wir haben ein demographisches Problem.

· Wir müssen die Zuwanderung selbstbewusst nach unseren Bedürfnissen steuern können – wie andere Staaten auch.

· Wir brauchen ausländische Fachkräfte, wenn deutsche Arbeitskräfte fehlen.

· Und wir brauchen eine Integrationsregelung durch die Einführung von Deutsch- und Orientierungskursen. Auch für diejenigen, die schon länger bei uns leben.

· Und wir brauchen auch die rechtliche Möglichkeit für ein Bleiberecht in humanitären Härtefällen.

Der bayerische Ministerpräsident hat die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Zuwanderungsgesetz als „wichtigen Tag für die Bewahrung der Identität Deutschlands“ begrüßt und das aufgehobene Zuwanderungsgesetz als „Makulatur“ bezeichnet. 

Als engagierte Liberale entgegne ich hierauf mit großer Deutlichkeit: 

Wer so verächtlich über dieses Thema redet und dabei Inhalt und Ziel dieses Gesetzes derart verdreht, schürt bewusst Vorurteile gegen Ausländer. Wer so spricht, zeigt, dass er an einer wirklichen Einigung kein Interesse hat.

Ich sage dazu nur: Die Menschen in unserem Land sind es leid, dass die Parteien bis heute keine einvernehmliche Regelung gefunden haben. Sie lehnen parteitaktische Gefechte ab. Sie wissen, dass praktikable Lösungsvorschläge von verschiedenen Gremien, Wirtschaftsverbänden und Kirchen schon lange auf dem Tisch liegen. Und sie wissen auch, dass die Unterschiede dieser Konzepte gering sind.

Mein Appell richtet sich daher an alle politischen Lager: Es ist jetzt an der Zeit, sich von inhaltlichen Maximalvorstellungen zu verabschieden. Das ist der Preis für politischen Konsens. Es ist aber ein angemessener Preis, den wir für eine rasche Zuwanderungs- und Integrationsregelung bezahlen sollten. 

Die FDP hat angeboten, zwischen den Maximalpositionen zu vermitteln. 

Ich bin auch Ausländerbeauftragte des Landes. Deshalb habe ich das gescheiterte Zuwanderungsgesetz in zentralen Punkten  überarbeitet und werde dies in die politische Diskussion einbringen. Als Kompromiss im kritischen Bereich der Arbeitsmarktzuwanderung schlage ich eine jährliche Zuwanderungsquote vor. Diese war bereits im früheren FDP-Gesetzentwurf so enthalten. 

Jedem muss klar sein: Wer jetzt die schnelle Konsensfindung verhindert, schadet nicht nur den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Interessen Deutschlands, sondern auch dem Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in eine funktionierende Gesetzgebung und Demokratie!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das neue politische Jahr beginnt mit Dreikönig.

Lassen Sie uns im neuen Jahr auf die Menschen in unseren Land hören und auf sie setzen – so wie es uns Theodor Heuss einst ins Stammbuch schrieb. Wir dürfen ihnen nicht nur etwas zumuten, wir müssen ihnen auch etwas zutrauen!

An politischen Herausforderungen mangelt es nicht. Packen wir sie kraftvoll an! 

In Hessen und Niedersachsen stehen Landtagswahlen an. Wir wünschen Ruth Wagner und Walter Hirche für den Endspurt im Wahlkampf vor allem Kraft, Kampfgeist und viel Erfolg! Helfen Sie alle mit, damit der 2. Februar in Wiesbaden und Hannover zu einem großen Tag der Liberalen wird!

Vielen Dank!

